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258. Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen

2 5 1 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 25. Juni 1970, mit der die
Fachinspektoren-Zulagenverordnung 1966 ge-

ändert wird

Auf Grund des § 71 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54, in der Fassung der 15. Ge-
haltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 109/1966, wird im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler und dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. § 4 Abs. 1 der Fachinspektoren-Zulagen-
Verordnung 1966, BGBl. Nr. 190, in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 326/1969, wird) wie
folgt geändert:

„(1) Die Dienstzulage beträgt in der Verwen-
dungsgruppe L 1 mindestens 871 S und in den
Verwendungsgruppen L 2 mindestens 682 S."

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. August 1970
in Kraft.

Gratz

252. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 25. Juni 1970, mit der die
Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsverord-

nung geändert wird

Auf Grund der §§ 2, 45 und 64 Abs. 2 des
Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetzes
1962, BGBl. Nr. 245, in der Fassung des Bundes-

gesetzes BGBl. Nr. 245/1965, des § 65 des Pen-
sionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340, und der Bun-
desgesetze BGBl. Nr. 171/1966, 298/1968 und 288/
1969, wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler und dem Bundesminister für Finanzen
verordnet:

Die Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsver-
ordnung 1966, BGBl. Nr. 197, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 325/1969 und 55/1970,
wird abgeändert wie folgt:

1. § 2 Abs. 1 lit. d hat mit Wirkung vom
1. Juli 1970 zu lauten:

„d) Die Ergänzungszulagenverordnung, BGBl.
Nr. 49/1970;".

2. § 2 Abs. 1 lit. e hat mit Wirkung vom
1. August 1970 zu lauten:

„e) § 1, § 3, § 5 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 sowie
§ 6 der Teuerungszulagenverordnung 1970,
BGBl. Nr. 157."

Gratz

2 5 3 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 25. Juni 1970, mit der die
Teuerungszulagenverordnung 1970 auf Lan-
desvertragslehrer anwendbar erklärt wird

Auf Grund der §§ 2 Abs. 1 und 7 Abs. 2 des
Landesvertragslehrergesetzes 1966, BGBl. Nr. 172,
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wird im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler
und dem Bundesminister für Finanzen verord-
net:

§ 1. Auf die Landesvertragslehrer (§ 1 Abs. 1
des Landesvertragslehrergesetzes 1966) sind § 2,
§ 5 Abs. 1 lit. b und Abs. 2 sowie § 6 der Teue-
rungszulagenverordnung 1970, BGBl. Nr. 157, an-
zuwenden.

§ 2. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. August
1970 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten) dieser Verordnung
tritt die Verordnung, mit der die Teuerungszu-
lagenverordnung 1969 auf Landesvertragslehrer
anwendbar erklärt wird, BGBl. Nr. 327/1969,
außer Kraft.

Gratz

2 5 4 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 23. Juli 1970 über
pockengefährdete Berufe, Anstalten und

Betriebe

Auf Grund des § 3 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 30. Juni 1948, BGBl. Nr. 156, über Schutz-
impfungen gegen Pocken (Blattern) wird ver-
ordnet:

§ 1. Als pockengefährdet sind anzusehen:

a) die Bundesstaatliche Impfstoffgewinnungs-
anstalt;

b) Personen, die in Abteilungen von Kranken-
anstalten und in sonstigen Einrichtungen,
die für die Absonderung von Pocken-
erkrankten, Pockenverdächtigen oder An-
steckungsverdächtigen an Pocken bestimmt
sind, Dienst leisten oder im Bedarfsfalle
Dienst leisten sollen;

c) Personen, die Krankentransporteinheiten
angehören, die im Bedarfsfalle den Trans-
port von Pockenerkrankten, Pockenver-
dächtigen oder Ansteckungsverdächtigen an
Pocken zu besorgen haben;

d) Personen, die Desinfektionseinheiten ange-
hören, die im Bedarfsfalle Räume, in denen
sich Pockenkranke aufgehalten haben, oder
Gegenstände, mit welchen Pockenkranke in
Berührung gekommen sind, zu desinfizieren
haben.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem auf ihre
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

Häuser

2 5 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 22. Juli 1970 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens vom 20. Juni
1956 über die Geltendmachung von Unter-

haltsansprüchen im Ausland

Vom Generalsekretär der Vereinten Nationen
sind folgende Verständigungen betreffend den
Geltungsbereich des Übereinkommens über die
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im
Ausland, BGBl. Nr. 316/1969, eingelangt:

Algerien ist dem Übereinkommen am 10. Sep-
tember 1969 mit nachstehendem Vorbehalt bei-
getreten:

Die Demokratische Volksrepublik Algerien
betrachtet sich als durch die Bestimmungen des
Artikels 16 des Übereinkommens betreffend die
Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofes
nicht gebunden und erklärt, daß zur Anhängig-
machung eines Streites beim Internationalen Ge-
richtshof in jedem Fall das Einverständnis aller
beteiligten Parteien erforderlich ist.

Die Niederlande haben am 12. August 1969
gemäß Artikel 12 des Übereinkommens mitge-
teilt, daß dessen Geltungsbereich auf die Nieder-
ländischen Antillen mit dem anläßlich der Ratifi-
kation des Übereinkommens durch die Nieder-
lande in bezug auf Artikel 1 erklärten Vorbehalt
ausgedehnt wird. Diese Mitteilung enthält die
Angabe gemäß Artikel 2 des Übereinkommens,
daß in dem Gebiet der Niederländischen Antillen
als Übermittlungs- und Empfangsstelle „de
Voogdijraad" (das Vormundschaftsgericht) tätig
sein soll.

Kreisky

256. Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 30. Juli
1970 über die Aufhebung der Zahl „100" im
§ 27 lit. a der Verordnung des Bundesmini-
sters für Handel, Gewerbe und Industrie vom
30. November 1967, BGBl. Nr. 399, über die
Durchführung des Kraftfahrgesetzes 1967
(Kraftfahrgesetz - Durchführungsverordnung
1967 — KDV. 1967) durch den Verfassungs-

gerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den Bestimmungen der §§ 60 und 61 des Ver-
fassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85,
wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 26. Juni 1970, G 38/69-15 V 20/69,
die Zahl „100" im § 27 lit. a der Verordnung des
Bundesministers für Handel, Gewerbe und In-
dustrie vom 30. November 1967, BGBl. Nr. 399,
über die Durchführung des Kraftfahrgesetzes
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1967 (Kraftfahrgesetz-Durchführungsverordnung
1967 — KDV. 1967) als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. No-
vember 1970 in Kraft.

Staribacher

2 5 7 . Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 30. Juli
1970 über die Aufhebung einiger Worte im
§ 66 Abs. 2 der Verordnung des Bundesmini-
sters für Handel, Gewerbe und Industrie vom
30. November 1967, BGBl. Nr. 399, über die
Durchführung des Kraftfahrgesetzes 1967
(Kraftfahrgesetz - Durchführungsverordnung
1967 — KDV. 1967) durch den Verfassungs-

gerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-

mäß den Bestimmungen der §§ 60 und 61 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 26. Juni 1970, V 17/69-7, die im
§ 66 Abs. 2 der Verordnung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom 30. No-
vember 1967, BGBl. Nr. 399, über die Durch-
führung des Kraftfahrgesetzes 1967 (Kraftfahr-
gesetz-Durchführungsverordnung 1967 — KDV.
1967) enthaltenen Worte „für dem Personalstand
einer Gebietskörperschaft angehörende, sich nicht
bereits im Ruhestand befindende Sachverständige
oder Ärzte 12.000 S" als gesetzwidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung tritt am Tag der Kund-
machung in Kraft.

Staribacher

258.
Nachdem der Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen vom 1. Juli 1968,

dessen Artikel III Absatz 1 1. Satz, Artikel V 1. Satz und Artikel X Absatz 2 verfassungsändernde
Bestimmungen sind und welcher also lautet:

(Übersetzung)

VERTRAG ÜBER DIE
NICHTWEITERVER-

BREITUNG VON ATOM-
WAFFEN

Die den vorliegenden Vertrag
abschließenden Staaten, nach-
stehend die „Vertragsparteien"
genannt

Im Hinblick auf die Ver-
wüstung, die ein Atomkrieg
über die ganze Menschheit
bringen würde, und die sich
daraus ergebende Notwendig-
keit, alle Anstrengungen zu
unternehmen, um die Gefahr
eines solchen Krieges abzu-
wenden und Maßnahmen zu
treffen, die die Sicherheit der
Völker gewährleisten;

In der Überzeugung, daß die
Weiterverbreitung von Atom-
waffen die Gefahr eines Atom-
krieges bedeutend vergrößern
würde;

In Übereinstimmung mit den
Entschließungen der Generalver-
sammlung der Vereinten Na-
tionen, in denen der Abschluß
eines Übereinkommens zur Ver-
hinderung einer weiteren Ver-
breitung von Kernwaffen ge-
fordert wird;

Als Ausdruck ihrer Ver-
pflichtung, zur Ermöglichung
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der Anwendung der Sicherheits-
vorschriften der Internationalen
Atomenergieorganisation auf
dem Gebiete der friedlichen
Verwendung der Kernenergie
zusammenzuarbeiten;

Als Ausdruck ihrer Unter-
stützung der Forschung und
Entwicklung sowie sonstiger Be-
mühungen zur Förderung der
Anwendung des Grundsatzes,
die Bewegungen von Ausgangs-
material und besonderem spalt-
barem Material im Rahmen des
Sicherheitskontrollsystems der
Internationalen Atomenergie-
organisation mit Hilfe von
Instrumenten und anderen Me-
thoden an gewissen strategischen
Punkten wirksam zu sichern;

In Bekräftigung des Grund-
satzes, daß die Vorteile der
friedlichen Anwendung der
Kerntechnik, einschließlich et-
waiger technischer Erkenntnisse,
die die Atomwaffenstaaten bei
der Entwicklung nuklearer
Sprengvorrichtungen als Neben-
resultate möglicherweise ge-
winnen, allen Vertragsparteien,
gleichgültig ob sie Atomwaffen-
staaten oder Nichtatomwaffen-
staaten sind, für friedliche
Zwecke zugänglich sein sollen;

In der Überzeugung, daß zur
Förderung dieses Grundsatzes
alle Vertragsparteien berechtigt
sind, sich an einem möglichst
vollständigen Austausch von
wissenschaftlichen Informatio-
nen für die Weiterentwicklung
der Verwendungsmöglichkeiten
der Atomenergie für friedliche
Zwecke zu beteiligen und allein
oder in Zusammenarbeit mit
anderen Staaten zu dieser
Weiterentwicklung beizutragen;

In Erklärung ihrer Absicht,
eine ehestmögliche Beendigung
des Wettrüstens mit Atom-
waffen herbeizuführen und
wirksame Maßnahmen in Rich-
tung auf eine nukleare Ab-
rüstung zu ergreifen;

Mit der eindringlichen Auf-
forderung an alle Staaten, bei
der Erreichung dieses Zieles mit-
zuarbeiten;

Unter Hinweis auf die von
den Vertragsparteien über das
teilweise Verbot von Kern-
waffenversuchen in der Atmo-
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Sphäre, im Weltraum und unter
Wasser von 1963 in dessen Prä-
ambel zum Ausdruck gebrachte
Entschlossenheit, zu trachten,
die Einstellung aller Versuchs-
explosionen von Kernwaffen für
alle Zeiten zu erreichen und die
Verhandlungen mit diesem End-
ziel fortzusetzen;

In dem Wunsche, zur inter-
nationalen Entspannung beizu-
tragen und das Vertrauen
zwischen den Staaten zu stärken,
um eine Einstellung der Erzeu-
gung von Kernwaffen, die Liqui-
dierung aller vorhandenen Lager
und die Eliminierung von Kern-
waffen und Einrichtungen zu
deren Abschuß aus den Ar-
senalen der Länder gemäß einem
Vertrag über eine allgemeine
und vollständige Abrüstung
unter einer strengen und wirk-
samen internationalen Über-
wachung zu ermöglichen;

Unter Hinweis darauf, daß
gemäß der Satzung der Ver-
einten Nationen sich die Staaten
in ihren internationalen Bezie-
hungen der Drohung mit Ge-
walt oder der Gewaltanwen-
dung, die gegen die territoriale
Unversehrtheit oder die politi-
sche Unabhängigkeit irgend-
eines Staates gerichtet oder sonst
mit den Zielen der Vereinten
Nationen unvereinbar ist, ent-
halten müssen und daß die Be-
gründung und Aufrechterhal-
tung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit mit
einem Mindestaufwand an Men-
schen und wirtschaftlichen
Mitteln für Rüstungszwecke ge-
fördert werden sollen;

Haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL I

Jeder Atomwaffenstaat, der
Vertragspartei ist, verpflichtet
sich, an keinen wie immer ge-
arteten Empfänger Kernwaffen
oder andere nukleare Spreng-
vorrichtungen oder die Kon-
trolle über derartige Waffen
oder Sprengvorrichtungen direkt
oder indirekt zu übertragen,
noch auf irgendeine Weise einen
Nichtatomwaffenstaat zu unter-
stützen, zu ermutigen oder zu
veranlassen, Kernwaffen oder
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andere nukleare Sprengvor-
richtungen herzustellen oder auf
andere Weise zu erlangen oder
die Kontrolle über derartige
Waffen oder Sprengvorrichtun-
gen zu erlangen.

ARTIKEL II

Jeder Nichtatomwaffenstaat,
der Vertragspartei ist, ver-
pflichtet sich, eine Übertragung
von Atomwaffen oder anderen
nuklearen Sprengvorrichtungen
oder der Kontrolle über der-
artige Waffen oder Sprengvor-
richtungen weder direkt noch
indirekt von einem wie immer
gearteten Übergeber anzuneh-
men, keine Atomwaffen oder
anderen nuklearen Sprengvor-
richtungen herzustellen oder auf
andere Weise zu erlangen, keine
Unterstützung für die Herstel-
lung von Atomwaffen oder
anderen nuklearen Sprengvor-
richtungen anzustreben oder an-
zunehmen.

ARTIKEL III

1. Jeder Nichtatomwaffen-
staat, der Vertragspartei ist,
verpflichtet sich zur Annahme
der Sicherheitskontrollen, die
in einem mit der Internatio-
nalen Atomenergieorganisation
entsprechend dem Statut der
Internationalen Atomenergie-
organisation und dem Sicher-
heitskontrollsystem dieser Orga-
nisation auszuhandelnden und
abzuschließenden Vertrag fest-
gelegt werden und die dem aus-
schließlichen Zweck einer Über-
prüfung der Einhaltung seiner
im Rahmen dieses Vertrages
übernommenen Verpflichtungen
dienen, um zu verhindern, daß
Atomenergie von friedlichen
Verwendungszwecken für

Atomwaffen oder andere nu-
kleare Sprengvorrichtungen ab-
gezweigt wird. Die Maßnahmen
für die auf Grund dieses Arti-
kels vorgeschriebenen Sicher-
heitskontrollen sind in bezug
auf Ausgangsmaterial oder be»
sonderes spaltbares Material
durchzuführen, gleichgültig, ob
es in einer eigentlichen Kern-
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energieanlage hergestellt, auf-
gearbeitet oder verwendet wird
oder sich außerhalb einer solchen
Anlage befindet. Die in diesem
Artikel vorgeschriebenen Sicher-
heitskontrollen sind auf jedes
Ausgangsmaterial oder be-
sondere spaltbare Material bei
allen friedlichen Arbeiten mit
Atomenergie anzuwenden, die
innerhalb des Gebietes des be-
treffenden Staates, unter seiner
Gerichtsbarkeit oder irgendwo
unter seiner Kontrolle durch-
geführt werden.

2. Jeder Staat, der Vertrags-
partei ist, verpflichtet sich,
a) Ausgangs- oder besonderes
spaltbares Material oder b)
Ausrüstung oder Material, die
bzw. das für die Aufarbeitung,
Verwendung oder Herstellung
von besonderem spaltbarem
Material besonders konstruiert
oder vorbereitet ist, einem
Nichtatomwaffenstaat für fried-
liche Zwecke nur dann zu
liefern, wenn das Ausgangs-
oder besondere spaltbare Mate-
rial den in diesem Artikel vor-
geschriebenen Sicherheitskon-
trollen unterworfen wird.

3. Die in diesem Artikel vor-
geschriebenen Sicherheitskon-
trollen sind derart durchzu-
führen, daß Artikel IV dieses
Vertrages eingehalten und eine
Behinderung der wirtschaft-
lichen oder technischen Ent-
wicklung der Vertragsparteien
oder eine internationale Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiete
der friedlichen Verwendung der
Kernenergie, einschließlich des
internationalen Austausches von
Kernmaterial und Einrich-
tungen für die Aufarbeitung,
Verwendung oder Herstellung
von Kernmaterial für friedliche
Zwecke, entsprechend den Be-
stimmungen dieses Artikels und
dem in der Präambel des Ver-
trages festgehaltenen Sicherheits-
prinzip vermieden wird.

4. Nichtatomwaffenstaaten,
die Vertragsparteien sind,
schließen mit der Internatio-
nalen Atomenergieorganisation
Verträge ab, um den Bestim-
mungen dieses Artikels ent-
weder einzeln oder zusammen
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mit anderen Staaten ge-
mäß dem Statut der Inter-
nationalen Atomenergieorgani-
sation zu entsprechen. Die Ver-
handlungen über diese Verträge
haben innerhalb von 180 Tagen
ab dem ursprünglichen Inkraft-
treten dieses Vertrages zu be-
ginnen. Für Staaten, die ihre
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunden nach der 180tägigen
Frist hinterlegen, beginnen die
Verhandlungen über diese Ver-
träge spätestens mit dem Tage
dieser Hinterlegung. Diese Ver-
träge treten spätestens achtzehn
Monate nach dem Zeitpunkt der
Aufnahme der Verhandlungen
in Kraft.

ARTIKEL IV

1. Keine Bestimmung dieses
Vertrages darf dahin ausgelegt
werden, daß sie das unveräußer-
liche Recht aller Vertrags-
parteien berührt, die Atom-
forschung und die Erzeugung
und Verwendung von Atom-
energie für friedliche Zwecke
ohne Diskriminierung und in
Übereinstimmung mit Artikel I
und II dieses Vertrages zu ent-
wickeln.

2. Alle Vertragsparteien ver-
pflichten sich, einen möglichst
vollständigen Austausch von
Ausrüstung und Material sowie
von wissenschaftlichen und tech-
nischen Informationen für die
friedliche Verwendung der
Atomenergie zu ermöglichen,
und sind berechtigt, sich an
einem solchen Austausch zu be-
teiligen. Die Vertragsparteien,
die hiezu in der Lage sind,
arbeiten auch zusammen, um
allein oder zusammen mit
anderen Staaten oder inter-
nationalen Organisationen zur
Weiterentwicklung der Verwen-
dungsmöglichkeiten der Atom-
energie für friedliche Zwecke
insbesondere in den Gebieten
der Nichtatomwaffenstaaten,
die Vertragsparteien sind, unter
gebührender Berücksichtigung
der Erfordernisse der Entwick-
lungsgebiete der Welt beizu-
tragen.
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ARTIKEL V

Jede Vertragspartei verpflich-
tet sich, geeignete Maßnahmen
zu treffen, um zu gewähr-
leisten, daß im Sinne des vor-
liegenden Vertrages die poten-
tiellen Vorteile aus jeglicher
friedlichen Verwendung von
Kernexplosionen unter einer ge-
eigneten internationalen Beob-
achtung und im Wege geeig-
neter internationaler Verfahren
den Nichtatomwaffenstaaten,
die Vertragsparteien sind, ohne
jede Diskriminierung zugäng-
lich gemacht werden und daß die
diesen Vertragsparteien für die
verwendeten Sprengvorrichtun-
gen erwachsenden Kosten so
niedrig wie möglich sind und
jegliche Kosten für Forschung
und Entwicklung ausschließen.
Nichtatomwaffenstaaten, die
Vertragsparteien sind, müssen
solche Vorteile auf Grund
eines oder mehrerer inter-
nationaler Sonderverträge im
Wege eines geeigneten inter-
nationalen Gremiums, in dem
Nichtatomwaffenstaaten ent-
sprechend vertreten sind, er-
langen können. Die Verhand-
lungen hierüber beginnen so
bald wie möglich nach dem In-
krafttreten des Vertrages.
Nichtatomwaffenstaaten, die
Vertragsparteien sind, können,
wenn sie dies wünschen, diese
Vorteile auch im Rahmen bi-
lateraler Abkommen erlangen.

ARTIKEL VI

Jede der Vertragsparteien
verpflichtet sich, in gutem
Glauben Verhandlungen über
wirksame Maßnahmen betref-
fend die baldige Beendigung des
Wettrüstens mit Atomwaffen
und die nukleare Abrüstung so-
wie über einen Vertrag be-
treffend eine allgemeine und
vollständige Abrüstung unter
einer strengen und wirksamen
internationalen Überwachung
zu führen.

ARTIKEL VII

Durch keine der Bestim-
mungen des vorliegenden Ver-
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träges wird das Recht einer
Staatengruppe berührt, regio-
nale Verträge abzuschließen, um
zu gewährleisten, daß in ihren
jeweiligen Gebieten keinerlei
Kernwaffen vorhanden sind.

ARTIKEL VIII

1. Jede Vertragspartei kann
Abänderungen zu diesem Ver-
trag vorschlagen. Der Text jeder
vorgeschlagenen Abänderung ist
den Regierungen der Depositar-
mächte zu unterbreiten, die sie
an alle Vertragsparteien aussen-
den, worauf die Depositar-
mächte auf Ersuchen von min-
destens einem Drittel der Ver-
tragsparteien eine Konferenz
zur Beratung über eine derartige
Abänderung einberufen, zu der
sämtliche Vertragsparteien ein-
zuladen sind.

2. Jede Abänderung dieses
Vertrages muß mit der Mehr-
heit der Stimmen aller Vertrags-
parteien, darunter den Stim-
men aller Atomwaffenstaaten,
die Vertragsparteien sind, so-
wie aller anderen Vertrags-
parteien angenommen werden,
die zu dem Zeitpunkt, zu dem
die Abänderung ausgesandt wird,
Mitglieder des Gouverneurs-
rates der Internationalen Atom-
energieorganisation sind. Die
Abänderung tritt für jede Ver-
tragspartei, die ihre Ratifika-
tionsurkunde über die Abände-
rung hinterlegt, mit Hinter-
legung solcher Ratifikationsur-
kunden durch eine Mehrheit
aller Vertragsparteien in Kraft,
einschließlich der Ratifikations-
urkunden aller Atomwaffen-
staaten, die Vertragsparteien
sind, sowie aller anderen Ver-
tragsparteien, die zu dem Zeit-
punkt, zu dem die Abände-
rung ausgesandt wird, Mit-
glieder des Gouverneursrates
der Internationalen Atomener-
gieorganisation sind. Hernach
tritt sie für jede andere Ver-
tragspartei mit Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde über
die Abänderung in Kraft.

3. Fünf Jahre nach dem In-
krafttreten des vorliegenden
Vertrages ist in Genf, Schweiz,
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eine Konferenz der Vertrags-
parteien zur Überprüfung der
Durchführung dieses Vertrages
abzuhalten, um sicherzustellen,
daß die Ziele der Präambel und
die Bestimmungen des Ver-
trages verwirklicht werden.
Hernach kann eine Mehrheit
der Vertragsparteien in 'Zeitab-
ständen von fünf Jahren durch
Unterbreitung eines diesbezüg-
lichen Vorschlages an die Re-
gierungen der Depositarmächte
die Einberufung weiterer Kon-
ferenzen zum gleichen Zweck
der Überprüfung der Durch-
führung dieses Vertrages erwir-
ken.

ARTIKEL IX

1. Dieser Vertrag steht allen
Staaten zur Unterzeichnung
offen. Ein Staat, der den Ver-
trag nicht vor dessen Inkraft-
treten gemäß Absatz 3 dieses
Artikels unterzeichnet, kann
ihm jederzeit beitreten.

2. Dieser Vertrag bedarf der
Ratifikation durch die Signatar-
staaten. Die Ratifikationsurkun-
den sowie die Beitrittsurkunden
sind bei den Regierungen der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika, des Vereinigten König-
reiches von Großbritannien und
Nordirland und der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken
zu hinterlegen, die hiermit zu
Depositarmächten bestimmt
werden.

3. Dieser Vertrag tritt nach
seiner Ratifikation seitens der
Depositarmächte und 40 weite-
rer Signatarstaaten des Vertrages
und nach Hinterlegung von
deren Ratifikationsurkunden in
Kraft. Im Sinne dieses Vertrages
ist unter einem Atomwaffen-
staat ein Staat zu verstehen, der
eine Atomwaffe oder eine an-
dere nukleare Sprengvorrich-
tung vor dem 1. Jänner 1967
hergestellt und zur Explosion
gebracht hat.

4. Für jene Staaten, deren
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunden nach dem Inkraft-
treten dieses Vertrages hinter-
legt werden, tritt er am Tage
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der Hinterlegung ihrer Rati-
fikations- oder Beitrittsurkun-
den in Kraft.

5. Die Regierungen der
Depositarmächte haben allen
Signatarstaaten und beitreten-
den Staaten unverzüglich den
Tag jeder Unterzeichnung, den
Tag der Hinterlegung jeder
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde, den Tag des Inkraft-
tretens dieses Vertrages und den
Tag des Erhaltes jedes Er-
suchens um Einberufung einer
Konferenz oder anderer Mit-
teilungen bekanntzugeben.

6. Dieser Vertrag ist von den
Regierungen der Depositar-
mächte gemäß Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Natio-
nen einzutragen.

ARTIKEL X

1. Jede Vertragspartei hat in
Ausübung ihrer staatlichen
Souveränität das Recht, von
dem Vertrag zurückzutreten,
wenn sie zu dem Schluß kommt,
daß außerordentliche, mit dem
Gegenstand dieses Vertrages in
Zusammenhang stehende Ereig-
nisse die obersten Interessen
ihres Landes gefährden. Sie hat
allen anderen Vertragsparteien
und dem Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen drei Monate im
voraus von diesem Rücktritt
Mitteilung zu machen. Diese
Mitteilung muß eine Darstellung
der außerordentlichen Ereig-
nisse enthalten, die ihrer An-
sicht nach ihre obersten Inter-
essen gefährden.

2. Fünfundzwanzig Jahre nach
dem Inkrafttreten des Vertrages
wird eine Konferenz zur Ent-
scheidung darüber einberufen,
ob der Vertrag unbegrenzt in
Kraft bleiben oder für einen
weiteren bestimmten Zeitraum
oder bestimmte Zeiträume ver-
längert werden soll. Dieser Be-
schluß wird mit Mehrheit der
Vertragsparteien gefaßt.

ARTIKEL XI

Dieser Vertrag, dessen eng-
lische, russische, französische,
spanische und chinesische Fas-
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sung gleichermaßen authentisch
ist, ist in den Archiven der
Regierungen der Depositar-
mächte zu hinterlegen. Die
Regierungen der Depositar-
mächte haben den Regierungen
der Signatarstaaten und beitre-
tenden Staaten ordnungsgemäß
beglaubigte Abdrucke dieses
Vertrages zu übermitteln.

ZU URKUND DESSEN
haben die gehörig bevollmäch-
tigten Unterfertigten diesen
Vertrag unterzeichnet.

GESCHEHEN in drei Ur-
schriften in Washington, Lon-
don und Moskau am 1. Juli
1968.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für Ver-
kehr und verstaatlichte Unternehmungen, vom Bundesminister für Bauten und Technik und vom
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 4. Juni 1969

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Unterricht:
Mock

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen:
Weiß

Der Bundesminister für Bauten und Technik:
Kotzina

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Österreich hat seine Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Vertrag am 26. Juni 1969 bei
den Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland sowie der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken hinterlegt; der
Vertrag ist gemäß seinem Artikel IX Absatz 3 am 5. März 1970 in Kraft getreten.

Dem Vertrag gehören nach Mitteilung der Depositarregierungen derzeit folgende weitere
Staaten an: Afghanistan, Äthiopien, Bolivien, Botswana, Bulgarien, Cypern, Dänemark, Deutsche
Demokratische Republik, Ecuador, Finnland, Ghana, Haiti, Irak, Iran, Irland, Island, Jamaika,
Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Demokratische Republik Kongo, Laos, Lesotho, Malaysia, Male-
diven, Mali, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Nepal, Neuseeland, Nigeria, Norwegen, Paraguay,
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Polen, Rumänien, Schweden, Somalia, Sowjetunion, Swaziland, Syrien, Tschechoslowakei, Tunesien,
Ungarn, Vereinigte Arabische Republik, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nord-
irland [einschließlich der Assoziierten Staaten (Antigua, Dominica, Grenada, Saint Christopher-
Nevis-Anguilla und Santa Lucia) und der Gebiete unter der territorialen Souveränität des Ver-
einigten Königreichs sowie Brunei, Tonga und die Britisch Salomon-Inseln. Für Südrhodesien
gelten die Bestimmungen des Vertrages erst, wenn die Regierung des Vereinigten Königreichs die
anderen Depositarregierungen davon unterrichtet, daß es in der Lage ist zu gewährleisten, daß die
sich aus dem Vertrag ergebenden Verpflichtungen hinsichtlich dieses Gebietes zur Gänze erfüllt
werden können.], Vereinigte Staaten von Amerika.

Kreisky


